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Die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides vom 19.11.1999 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 13.03.2000 verurteilt, der KlÃ¤gerin Waisenrente
bis zur Beendigung der Ausbildung als islamische Theologin zu gewÃ¤hren. Die
Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin.

Tatbestand:

Streitig zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung von Waisenrente.

Die am 19.10.1981 geborene KlÃ¤gerin ist die Tochter des bei der Beklagten
versicherten D, der am 04.11.1994 verstorben ist. Sie erhielt von der Beklagten
Waisenrente bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres.

Am 05.11.1999 stellte sie bei der Beklagten einen Antrag auf Weiterzahlung der
Waisenrente und legte zur BegrÃ¼ndung eine Bescheinigung Ã¼ber die Teilnahme
am Seminar fÃ¼r islamische Theologie beim Verband der islamischen Kulturzentren
e.V. vor. Darin wurde bescheinigt, dass die KlÃ¤gerin zur Zeit am Seminar fÃ¼r
Theologie teilnehme. Es handle sich um ein Vollzeitstudium. FÃ¼r die Teilnahme an
diesem Seminar werde keine VergÃ¼tung geleistet. Der Lehrgang dauere vom
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01.10.1999 bis voraussichtlich zum 31.07.2002. Nach dem erfolgreichen Abschluss
des Lehrgangs kÃ¶nne der Teilnehmer in den Moscheegemeinden als islamischer
Theologe/Theologin angestellt werden.

Mit Bescheid vom 19.11.1999 lehnte die Beklagte die Weiterzahlung der
Waisenrente mit der BegrÃ¼ndung ab, es handele sich bei der Teilnahme am
Seminar fÃ¼r islamische Theologie nicht um eine Schul- bzw. Berufsausbildung. Die
Voraussetzungen fÃ¼r die Zahlung der Waisenrente seien ab dem 01.11.1999
daher nicht mehr gegeben.

Hiergegen legte die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 12.12.1999 Widerspruch ein. Der
Verband der islamischen Kulturzentren e.V. sei eine Religionsgemeinschaft im
Rahmen des Artikel 140 Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 137 der Weimarer
Verfassung. Dies sei bereits mit dem Schreiben vom 12.08.1994 vom
Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen anerkannt. Nach Artikel 137 der
Weimarer Verfassung sei eine Religionsgemeinschaft berechtigt, ihre
Angelegenheiten selbstÃ¤ndig zu erledigen und ihre Ã�mter ohne Mitwirkung des
Staates oder der bÃ¼rgerlichen Gemeinden zu verleihen. Auch dieses sei bereits im
Hinblick auf das Seminar fÃ¼r islamische Theologie vom Innenministerium des
Landes Nordrhein-Westfalen bestÃ¤tigt worden. Bei der Berufsausbildung zum
islamischen Theologen handle es sich um eine Berufsausbildung im Sinne des Â§ 2
Abs. 2 BKGG. Der Ablauf der Ausbildung stelle sich wie folgt dar: Die Ausbildung
fÃ¤nde durch die LehrkrÃ¤fte Montags bis Freitags von 09:00 h bis 16:00 h statt.
Daraus resultiere, dass die Zeit und die Arbeitskraft des Auszubildenden
Ã¼berwiegend durch die Ausbildung in Anspruch genommen werde. Sie dauere in
der Regel drei Jahre. LehrgÃ¤nge erfolgten insbesondere in den FÃ¤chern Arabisch
(Arabische Grammatik, â�� Rhetorik), Qur an â�� Rezitation, Phonetik (Taawid),
Kelam (islamische Theologie), Faekh (islamisches Recht) und Manteak (Logik).
DarÃ¼ber hinaus erfolgten Predigerseminare und praktische Anwendungen
religiÃ¶ser Riten. Es gÃ¤be Zwischen- und AbschlussprÃ¼fungen, die durch
LehrkrÃ¤fte zu bestimmten Zeitpunkten abgenommen wÃ¼rden. Nach der
Ausbildung in der BRD bestÃ¼nde auch die MÃ¶glichkeit, dass die Absolventen in
der TÃ¼rkei eine weitere einjÃ¤hrige Zusatzausbildung in islamischer Theologie und
PÃ¤dagogik erhielten. Nach erfolgreichem Abschluss der Ausbildung kÃ¶nnten die
Absolventen sowohl im Verband der islamischen Kulturzentren (VIKZ), als auch in
einer beliebig anderen islamischen Religionsgemeinschaft im
AngestelltenverhÃ¤ltnis beschÃ¤ftigt werden. Die Hauptaufgabe der islamischen
Gelehrten lÃ¤ge insbesondere in der Erteilung von Religionsunterricht an
Gemeindemitglieder und deren Kinder, Abhalten von Predigten, der Vornahme
religiÃ¶ser Betreuung der Gemeindemitglieder und der DurchfÃ¼hrung des Dialogs
mit ihrer nichtmuslimischen Nachbarschaft. Es sei auch zu erwÃ¤hnen, dass solch
eine Ausbildung bundesweit nur vom VIKZ angeboten werde. Aus alledem ergÃ¤be
sich, dass die Berufsausbildung feste rechtliche und allgemeine Grundlagen habe.

Mit Widerspruchsbescheid vom 13.03.2000 wies die Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Bei dem absolvierten Lehrgang zur islamischen Theologin
handle es sich nicht um eine Berufsausbildung im Rahmen von
Ausbildungsverordnungen â�� hier: Berufsausbildungsgesetz -. Es sei auch keine
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mit einem anerkannten Ausbildungsberuf vergleichbare Berufsausbildung. Die
Ausbildung zum Theologen der Bundesrepublik Deutschland (Ev. oder kath.
Theologe) erfolge im Rahmen eines mehrsemestrigen Schulstudiums. Der von der
KlÃ¤gerin absolvierte Lehrgang sei mit einer derartigen Ausbildung nicht
vergleichbar. Die Unterrichtung erfolge ausschlieÃ�lich in vereinsinternen
Schulungen. Nach Beendigung des Lehrgangs sei eine TÃ¤tigkeit nur in den zum
Verein gehÃ¶renden Einrichtungen mÃ¶glich. Eine Vermittlung auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt scheide demnach aus. Demzufolge kÃ¶nne der
abgeleistete Lehrgang nicht als Berufsausbildung anerkannt werden. Damit lÃ¤ge
fÃ¼r die Dauer des besuchten Lehrganges Berufsausbildung nicht vor, so dass ein
Anspruch auf Waisenrente Ã¼ber den 30.10.1999 hinaus nicht mehr bestÃ¼nde.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin binnen Monatsfrist Klage erhoben. Unter Wiederholung
ihres Vorbringens im Widerspruchsverfahren hat sie darauf hingewiesen, dass die
Ausbildung zur islamischen Theologin analog der Entscheidung Ã¼ber ein
Praktikum auch als eine Berufsausbildung anzuerkennen sei, weil hier Kenntnisse,
FÃ¤higkeiten und Erfahrungen vermittelt wÃ¼rden, die als Grundlagen fÃ¼r die
AusÃ¼bung des angestrebten Berufes geeignet seien. Dies gelte unabhÃ¤ngig
davon, ob das Praktikum nach der maÃ�geblichen Ausbildungs- oder
Studienordnung vorgeschrieben sei. Daher scheide auch ein Vergleich mit der
Ausbildung zur ev. oder kath. Theologin im Rahmen eines mehrsemestrigen
Schulstudiums aus. AuÃ�erdem dauere die Ausbildung zur islamischen Theologin
auch mindestens drei Jahre, welches der Ã¼blichen Ausbildungsdauer auf dem
Arbeitsmarkt entspreche. Der Lehrgang zur islamischen Theologin diene der
Erlangung der angestrebten beruflichen Qualifikation und damit stÃ¼nde der
Ausbildungscharakter im Vordergrund. Auch wenn die AusÃ¼bung des Berufes als
islamische Theologin ein Beruf von und fÃ¼r Minderheiten sei, so sei diese den
allgemeinen Richtlinien entsprechend als ein Beruf, der in Form einer
Berufsausbildung bei einer anerkannten Religionsgemeinschaft erlernt werden
kÃ¶nne, anzuerkennen und dementsprechend zu behandeln.

Die KlÃ¤gerin beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 19.11.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 13.03.2000 zu verurteilen, ihr Waisenrente bis zur
Beendigung der Ausbildung als islamische Theologin zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie verweist zur BegrÃ¼ndung auf ihren Widerspruchsbescheid.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
gewechselten SchriftsÃ¤tze und die Gerichts- und Verwaltungsakten, die vorlagen
und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die Kammer konnte ohne die KlÃ¤gerin im Termin vom 31.10.2001 verhandeln und
entscheiden, da die KlÃ¤gerin auf diese MÃ¶glichkeit in der ihr ordnungsgemÃ¤Ã�
durch Postzustellungsurkunde vom 24.08.2001 zugestellten Ladung auf diese
MÃ¶glichkeit hingewiesen worden ist.

Die zulÃ¤ssige Klage ist auch begrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin ist durch den angegriffenen Bescheid vom 19.11.1999 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 13.03.2000 im Sinne des Â§ 54 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG) beschwert, denn es steht ihr ein Anspruch auf
Weiterzahlung der Waisenrente Ã¼ber den Wegfallzeitpunkt hinaus bis zur
Beendigung der Ausbildung als islamische Theologin zu.

GemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 2 SGB VI haben Kinder nach dem Tode eines Elternteiles
Anspruch auf Waisenrente, wenn der verstorbene Elternteil die allgemeine
Wartezeit erfÃ¼llt hat. GemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 4 SGB VI besteht der Anspruch
lÃ¤ngstens bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres oder bis zur Vollendung des 27.
Lebensjahres, wenn die Waise sich in Schulausbildung oder Berufsausbildung
befindet oder ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges Ã¶kologisches Jahr
leistet.

Da die KlÃ¤gerin bereits das 18. Lebensjahr vollendet hat, besteht ein Anspruch auf
Waisenrente bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres nur, wenn sich die KlÃ¤gerin
in Berufsausbildung befindet.

Diese Voraussetzungen sind gegeben. Berufsausbildung ist die einem
zukÃ¼nftigen, gegen Entgelt auszuÃ¼benden Beruf dienende Ausbildung, sofern
sie Zeit und Arbeitskraft der Waise zumindest Ã¼berwiegend beansprucht (BSG
SozR 2200, Â§ 1267 Nr. 19). Der Begriff ist so auszulegen, dass er den jeweiligen
ZeitverhÃ¤ltnissen und der jeweiligen wirtschaftlichen Entwicklung Rechnung
tragen kann (BSG SozR Nr. 39 zu Â§ 1267).

Unter Beruf in diesem Sinne ist jede fÃ¼r die Dauer vorgesehene Arbeit zu
verstehen, die geeignet ist, in der Gesellschaft auftretende materielle oder auch
geistige BedÃ¼rfnisse zu befriedigen, die auÃ�erdem der Existenzsicherung dient
und bei der schlieÃ�lich die BefÃ¤higung zu ihrer AusfÃ¼hrung durch eine
Ausbildung erworben wird (BSGE 39, 213). Darunter fallen z.B. auch die
Seelensorge, der Gottesdienst und LehrtÃ¤tigkeit auf dem Gebiet der Religion (vgl.
Kassler-Kommentar-GÃ¼rtner, Â§ 48 SGB VI, Randnr. 31).

Zur Ausbildung gehÃ¶ren Anleitung, Belehrung und Unterweisung durch
sachkundige Personen (Ausbilder), die â�� wenn auch nicht unbedingt
planmÃ¤Ã�ig, so doch der Zielsetzung nach â�� darauf ausgehen, dem
Auszubildenden Kenntnisse und FÃ¤higkeiten fÃ¼r die AusÃ¼bung des erstrebten
kÃ¼nftigen Berufes zu vermitteln (BSG SozR Nr. 18 zu Â§ 1267 RVO). Dabei ist
darauf hinzuweisen, dass nicht nur herkÃ¶mmliche oder rechtlich geordnete,
fÃ¶rmliche AusbildungsverhÃ¤ltnisse aufgrund eines schriftlichen
Berufsausbildungsvertrages mit wechselseitigen Rechten und Pflichten erfasst
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werden. Die Vorschrift begÃ¼nstigt auch davon abweichend gestaltete
AusbildungsverhÃ¤ltnisse. Die vom BSG zur Auslegung des Begriffs
"Berufsausbildung" entwickelten GrundsÃ¤tze bilden im Ergebnis ein fÃ¼r die
Bereiche des Kindergeldgesetzes und des SGB VI maÃ�geblichen Begriff der
Berufsausbildung, der nicht identisch ist mit gleichlautenden Begriffen,
insbesondere des Berufsbildungsgesetzes. Berufsausbildung in diesem Sinne
umfasst alle BildungsmaÃ�nahmen, die dazu dienen, die FÃ¤higkeiten zu erlangen,
die die AusÃ¼bung des zukÃ¼nftigen Berufes ermÃ¶glichen. Dabei wird man unter
"FÃ¤higkeit" die erforderlichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Erfahrungen zu
verstehen haben. Die Berufsausbildung umfasst sowohl den theoretischen
Unterricht, als auch die Unterweisung in der Praxis.

Das Seminar fÃ¼r islamische Theologie, an der die KlÃ¤gerin teilnimmt, erfÃ¼llt
insoweit alle entsprechenden Voraussetzungen, um als Berufsausbildung im Sinne
des Â§ 48 SGB VI angesehen werden zu kÃ¶nnen. Es gibt einen ausfÃ¼hrlichen
Lehrplan zur Ausbildung der islamischen Theologen mit Unterteilung in drei
Ausbildungsabschnitte, der auch eine Zwischen- und AbschlussprÃ¼fung vorsieht.
Die Arbeitskraft wird durch die Ausbildung auch vollstÃ¤ndig in Anspruch
genommen, da die Ausbildung durch die LehrkrÃ¤fte Montags bis Freitags von
09:00 h bis 16:00 h stattfindet. Nach erfolgreichem Abschluss der Ausbildung
kÃ¶nnen die Absolventen nicht nur im VIKZ, sondern auch in einer anderen
beliebigen islamischen Religionsgemeinschaft im AngestelltenverhÃ¤ltnis
beschÃ¤ftigt werden, so dass die Ausbildung zu einer TÃ¤tigkeit fÃ¼hrt, die spÃ¤ter
gegen Entgelt ausgeÃ¼bt wird. Die Tatsache schlieÃ�lich, dass eine Vermittlung der
KlÃ¤gerin auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nach Beendigung der Ausbildung nicht
mÃ¶glich ist, weil sie in aller Regel lediglich sowohl im Verband der islamischen
Kulturzentren bzw. in einer anderen islamischen Religionsgemeinschaft tÃ¤tig
werden kann, spielt fÃ¼r die Frage der Anerkennung einer Ausbildung im Sinne des 
Â§ 48 SGB VI keine Rolle. Ausschlaggebend ist vielmehr, dass das Seminar fÃ¼r
islamische Theologie der Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten fÃ¼r den
spÃ¤ter gegen Entgelt ausgeÃ¼bten Beruf als islamische Theologin dient. Eine
Berufsausbildung setzt lediglich voraus, dass ein echtes AusbildungsverhÃ¤ltnis
besteht, welches nach dem Vortrag der KlÃ¤gerin nicht verneint werden kann. Ein
AusbildungsverhÃ¤ltnis erfordert keinen schriftlichen Ausbildungsvertrag, sondern
ist schon dann anzunehmen, wenn ein sachkundiger Ausbilder bestellt ist, der den
Auszubildenden anleitet, belehrt und ihn mit dem Ziel unterweist, ihm die fÃ¼r den
erstrebten Beruf notwendigen Kenntnisse und FÃ¤higkeiten zu vermitteln (Berliner
Kommentar, SGB VI, Â§ 48 Randnr. 55). Der Ausbildungszweck muss somit im
Vordergrund stehen und die Verwertung der Arbeitskraft in den Hintergrund treten.

Zu Recht hat die KlÃ¤gerin darauf hingewiesen, dass die AusÃ¼bung des Berufes
als islamische Theologin zwar ein Beruf von und fÃ¼r Minderheiten ist, gleichwohl
jedoch als ein Beruf anzuerkennen ist, der in Form einer Berufsausbildung bei einer
anerkannten Religionsgemeinschaft erlernt werden kann und dementsprechend
auch behandelt werden muss. Die Kammer hat keine Zweifel, dass es sich bei dem
Seminar fÃ¼r islamische Theologie nach dem vorgelegten Ausbildungsplan, der sich
in drei Ausbildungsabschnitte unterteilt, um eine Berufsausbildung im Sinne der
dargestellten GrundsÃ¤tze handelt. Nach den vorgelegten Unterlagen ist der
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Verband der islamischen Kulturzentren eine anerkannte islamische
Religionsgemeinschaft, dem bundesweit 300 Gemeinden angeschlossen sind, so
dass auch fÃ¼r die KlÃ¤gerin eine faktische MÃ¶glichkeit besteht, bei dem Verband
als hauptamtlich beschÃ¤ftigte Predigerin bzw. Katechetin zu arbeiten.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 15.10.2004

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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